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Stimuler l'économie circulaire (Po. 17.3505)

Politique de protection de l'environnement

Beat Vonlanthen (pdc, FR), avec son postulat, attend du Conseil fédéral qu'il établisse
un rapport sur les incitations fiscales et les mesures pouvant stimuler l'économie
circulaire, pour que la Suisse saisisse les opportunités liées à ce modèle économique.
Plusieurs pays européens ont déjà pris des mesures, notamment une réduction des
taux de TVA pour les travaux de réparation, afin de favoriser le recyclage des produits.
Selon l'auteur, avec une utilisation efficace et durable des ressources, la Suisse pourrait
également créer de la valeur et assurer une croissance économique durable et un taux
d'emploi élevé. C'est pourquoi, il demande que soient répertoriées les mesures prises
dans les autres pays concernant l'économie circulaire, d'évaluer leur intérêt au regard
des objectifs fixés dans le cadre de la Stratégie pour le développement durable 2016-
2019, d'analyser les incidences d'un abaissement du taux de TVA pour les services de
réparation et de présenter d'autres mesures permettant d'exploiter le potentiel de
l'économie circulaire. 
Le Conseil fédéral demande le rejet du postulat. Doutant de l'efficacité d'une réduction
de la TVA, l'instauration de cette mesure compliquerait, selon lui, le système fiscal et
induirait une augmentation des frais d'exécution. De plus, sur la base des conclusions
du rapport en réponse au postulat 12.3777, il est d'avis que les mesures relatives au
recyclage des produits doivent provenir, volontairement, des milieux économiques.
Toutefois, il compte suivre l'engagement des milieux économiques à cet égard et il
statuera, dans le cadre de la stratégie de prévention des déchets (encore en
élaboration), de la nécessité d'encourager les mesures volontaires. Contrairement à
l'avis de l'exécutif, le Conseil des Etats adopte le postulat par 24 voix contre 15. Le
Conseil fédéral devra alors présenter des réponses. 1

POSTULAT
DATE: 13.09.2017
DIANE PORCELLANA

Im Juni 2020 publizierte der Bundesrat den Bericht «Steuerliche und weitere
Massnahmen zur Förderung der Kreislaufwirtschaft» in Erfüllung des Postulats
Vonlanthen (cvp, FR). Im  Bericht wurden verschiedene Massnahmen vorgestellt und
diskutiert, die ein gewisses Potential aufweisen könnten, damit Produkte länger genutzt
oder besser repariert werden können. Dabei haben sich drei Massnahmen heraus
kristallisiert, die der Bundesrat weiter verfolgen möchte, indem er sie einer vertieften
Analyse der volkswirtschaftlichen Auswirkungen unterzieht und dabei die Vereinbarkeit
mit den internationalen Verpflichtungen der Schweiz berücksichtigt: Es handelt sich
dabei um Deklarationspflichten, Verlängerung der Gewährleistungsfrist inklusive
Reparaturoptionen und Registerlösungen zur Eigentumssicherung.
Die Resultate dieser Analyse sollen in das Massnahmenpaket zur Ressourcenschonung
und Kreislaufwirtschaft einfliessen, welches die Verwaltung dem Bundesrat infolge des
Auftrags aus der Berichterstattung «Grüne Wirtschaft» bis spätestens Ende 2022
vorschlagen soll. 2

RAPPORT
DATE: 19.06.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

In der Sommersession 2021 stimmte die kleine Kammer der Abschreibung des
Postulates «Die Chancen der Kreislaufwirtschaft nutzen. Prüfung steuerlicher Anreize
und weiterer Massnahmen» des ehemaligen Ständerates Beat Vonlanthen (cvp, FR) zu.
Der Bundesrat hatte den Bericht in Erfüllung des Postulates im Juni 2020 publiziert. 3

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 08.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Utilisation efficace des ressources et mise en
place d'une économie circulaire (Po.
18.3509)

Protection de l'environnement
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Ruedi Noser (plr, ZH) demande au Conseil fédéral d'étudier la levée des obstacles à
l'utilisation efficace des ressources et à la mise en place d'une économie circulaire.
Le Conseil fédéral propose de rejeter le postulat, bien qu'il reconnaisse la nécessité
d'identifier les obstacles. Selon lui, les problèmes proviennent du manque de
cohérence entre les différentes bases légales et de la mise en œuvre de la législation,
plutôt qu'au niveau de la législation en tant que telle. Il rappelle que l'administration
examine, dans le cadre du postulat 17.3505, des mesures pour exploiter l'économie
circulaire. Il met donc en doute, l'utilité d'une évaluation supplémentaire. 
Néanmoins, le Conseil des Etats adopte le postulat par 24 voix contre 13 et 3
abstentions. 4

POSTULAT
DATE: 27.09.2018
DIANE PORCELLANA

Der Bundesrat publizierte im März 2022 den Bericht «Die Hürden gegen
Ressourceneffizienz und Kreislaufwirtschaft abbauen» in Erfüllung des gleichnamigen
Postulats von Ruedi Noser (fdp, ZH). Der Bericht hielt fest, dass sich durch die
durchgeführten Branchenbefragungen, Workshops etc. bezüglich der im Postulat
aufgeworfenen Fragestellung drei Hauptergebnisse herauskristallisiert haben: Erstens
gebe es das ökologisch und wirtschaftlich grösste Potenzial für Ressourceneffizienz und
Kreislaufwirtschaft in den Bereichen Bauen und Wohnen, Land- und
Ernährungswirtschaft, bei der Mobilität, beim Maschinenbau sowie in der chemischen
Industrie. Zweitens stellten weniger einzelne rechtliche Bestimmungen als vielmehr die
mangelnde Kohärenz zwischen verschiedenen rechtlichen Grundlagen ein
Innovationshemmnis für nachhaltige Praktiken dar. Drittens wolle der Bundesrat in
seinem künftigen Handeln in den einzelnen Politikfeldern dem Aspekt des
ressourcenschonenden Kreislaufwirtschaft noch stärker Rechnung tragen und
bestehende Fehlanreize und Vollzugsdefizite korrigieren.
Zum Abbau der bestehenden Hürden in ökologisch und wirtschaftlich relevanten
Handlungsfeldern wären gemäss Bundesrat acht Massnahmen effizient und zeitnah
umsetzbar. Diese Massnahmen beinhalteten etwa die Aus- und Weiterbildung von
Architekten und Planenden, damit diese ressourceneffiziente und
ressourcenschonende Baumaterialien verwenden und auf die Wiederverwendung von
Materialien oder auf die Verminderung von Foodwaste sensibilisiert werden, indem
beispielsweise Fehlmengen leichter an gemeinnützige Organisationen abgegeben
werden können. 5

POSTULAT
DATE: 11.03.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Plastikmüll. Vermeiden und Wiederverwerten
statt Exportieren (Po. 19.4355)

Déchets

Mit dem Postulat «Plastikmüll. Vermeiden und Wiederverwerten statt Exportieren»
beabsichtigte die CVP-Fraktion – mittlerweile umbenannt zur Mitte-Fraktion – im
September 2019, das Thema Plastik ganzheitlich anzugehen. Sie forderte dafür einen
Bericht zu vier Punkten. Erstens sollte eine Analyse zum Stand des Plastikrecyclings in
der Schweiz mit Zahlen zum generell verbrauchten Plastik sowie zum
wiederverwerteten und zum exportierten Plastik inklusive einer Auslegeordnung zum
Potential der Plastik-Kreislaufwirtschaft und darauf aufbauend eine Darstellung des
Bedarfs an politischen Massnahmen vorgelegt werden. Zweitens sollte eine Antwort auf
die Frage, wie der Bundesrat sicherstellt, dass der exportierte Plastik nicht irgendwo im
Meer landet, gegeben werden. Drittens verlangte das Postulat eine Strategie, wie in
asiatischen Ländern Programme für die Etablierung einer Plastik-Kreislaufwirtschaft
gefördert werden können, und viertens sollte ein Bericht darüber erstellt werden, wie
Pilotprojekte unterstützt werden können, «mit welchen aus Plastik speicherfähiges Gas
und daraus Strom produziert werden kann».
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Vorstosses. Falls der Nationalrat diesem
Postulat zustimmen sollte, werde er es zusammen mit den bereits überwiesenen
Postulaten von Adèle Thorens Goumaz (gp, VD; 18.3196) und Martina Munz (sp, SH;
18.3496) beantworten, welche sich ebenfalls dem Thema Kunststoffe/Plastik widmeten,
erklärte der Bundesrat.
Der Nationalrat beugte sich im Dezember 2019 ein erstes Mal über das Postulat der
CVP-Fraktion. Dabei wurden die Punkte 1, 2 und 4 stillschweigend angenommen. Punkt
3 wurde von Roland Rino Büchel (svp, SG) bekämpft und die entsprechende Diskussion
darüber verschoben. In der Sommersession 2021 nahm der Nationalrat schliesslich
auch den dritten Punkt des Postulates an. Die 46 ablehnenden Stimmen stammten

POSTULAT
DATE: 27.09.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER
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allesamt von Mitgliedern der SVP-Fraktion. 6

Ende September 2022 publizierte der Bundesrat den Bericht «Kunststoffe in der
Umwelt » in Erfüllung von vier Postulaten (19.4355; 19.3818; 18.3196 und 18.3496), die
sich allesamt dem Thema Kunststoffe/Plastik gewidmet hatten.
Im Bericht wurde darauf hingewiesen, dass die Verwendung von Kunststoffen über die
Jahre stark zugenommen hat. Die Anwendungsbereiche reichen dabei von
Verpackungen, Haushaltsgütern und Hygieneartikeln bis zu Möbeln. In der Schweiz
müssen Kunststoffe am Ende ihres Lebenszyklus thermisch oder stofflich verwertet
werden. Trotz dieser Vorgabe landeten jährlich rund 14’000 Tonnen Makro- und
Mikroplastik in der Umwelt, die sich negativ auf die Umwelt und die Gesundheit
auswirken können, so der Bericht. Mehr als die Hälfte gehe dabei auf das Konto von
Reifenabrieb. Eine weitere wichtige Quelle sei das Littering. Um die generelle
Umweltbelastung durch Kunststoffe zu reduzieren, seien schon viele Massnahmen
ergriffen worden. Einen wichtigen Punkt stellte dabei die Einführung der
Kehrichtsackgebühr in fast allen Kantonen dar, durch welche ein Anreiz zur
Abfallvermeidung entstand. Der Bericht verwies auch auf die verschiedenen Schritte,
die zur Bekämpfung des Litterings unternommen wurden, sowie auf wichtige freiwillige
Massnahmen der Wirtschaft, wie etwa die Einführung der Plastiksack-Gebühr von 5
Rappen im Jahr 2017. Zur weiteren Reduktion des Eintrags von Kunststoffen in die
Umwelt betonte der Bericht das Potenzial bei der Vermeidung von Abfällen sowie bei
der Entwicklung von kreislauffähigen Materialien. Zudem solle versucht werden, den
Reifenabrieb weiter einzudämmen. Um weitere Fortschritte zu erzielen, biete sich eine
Kombination von Sensibilisierungs- und Informationsaktivitäten sowie die Entwicklung
neuer Technologien an. Vor dem Hintergrund der laufenden Arbeiten zur
Kreislaufwirtschaft (Pa.Iv. 20.433) verzichte der Bundesrat derzeit darauf, rechtliche
Anpassungen vorzuschlagen. Hingegen verwies der Bericht auf das Engagement der
Schweiz auf internationaler Ebene. So wirke sie bei den Verhandlungen zu einer UNO-
Plastikkonvention mit und verfolge auch die Entwicklungen in der EU aufmerksam. 7

RAPPORT
DATE: 23.09.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Weniger Kehrichtverbrennung, mehr
Recycling (Po. 19.4183)

Déchets

Isabelle Chevalley (glp, VD) verlangte, dass der Bundesrat in einem Bericht aufzeige, wie
die Abfallmenge, die verbrannt wird, in der Schweiz verringert werden kann und wie
gleichzeitig mehr Produkte recycelt werden können. Hintergrund ihres Postulates sei
der Fakt, dass viele Abfälle, wie z.B. Verpackungen, nach wie vor vor allem verbrannt
würden, obwohl die Bevölkerung und die Wirtschaft versuchten, solche Güter
wiederzuverwerten, so Chevalley.
Der Bundesrat sprach sich für Annahme des Postulates aus und auch der Nationalrat
nahm es im Winter 2019 diskussionslos an. 8

POSTULAT
DATE: 20.12.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

Le rapport faisant suite au postulat déposé par Isabelle Chevalley (pvl, VD) a été publié
par le Conseil fédéral. L'ancienne conseillère nationale demandait aux autorités
d'analyser différentes options afin de revaloriser les déchets au lieu de les incinérer,
dans une optique d'économie circulaire. Ce rapport complète le rapport «Matières
plastiques dans l'environnement» publié en septembre 2022, dans lequel sont
également listées les possibilités d'amélioration s'agissant des thèmes abordés dans ce
présent rapport.

Selon les projections faites par la Confédération, la quantité totale de déchets devrait
augmenter de quelques 450'000 tonnes d'ici à 2035 (pour atteindre 4.06 millions de
tonnes), pour une capacité de traitement par les usines d'incinération un peu moindre.
Réduire et revaloriser les déchets permettrait donc d'assurer la sécurité de leur
élimination. Pour cela, il suffirait de réduire la quantité de déchets par habitant.e à 403
kg, contre 415 kg aujourd'hui.
S'agissant du recyclage, le rapport montre des taux particulièrement élevés pour le
verre usagé (avec un taux de valorisation de 99 pour cent), le papier usagé, le PET et les
emballages en aluminium. Au-delà du PET, le recyclage des autres matières plastiques

RAPPORT
DATE: 31.03.2023
KAREL ZIEHLI
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pourrait être amélioré. Ainsi, au total seuls 9 pour cent des déchets plastiques sont
recyclés, 85 pour cent sont valorisés thermiquement et 6 pour cent réutilisés. C'est là
un domaine qui a un potentiel en termes de revalorisation et sur lequel se penche plus
précisément le rapport. Aujourd'hui de nombreux déchets plastiques ne peuvent pas
être idéalement recyclés, étant des composites mélangeant plusieurs types de
plastiques. Les nombreux additifs utilisés dans les plastiques pour en modifier les
propriétés posent également problème. Ces deux aspects exercent une forte influence
sur la qualité des matériaux recyclés. Toutefois, plusieurs initiatives sont actuellement
menées au niveau national par des acteurs privés afin d'améliorer tant les emballages
que le recyclage du plastique. Au niveau politique, les interventions au Parlement sont
foisonnantes sur ce sujet, le rapport citant notamment l'initiative parlementaire 20.433
«Développer l'économie circulaire en Suisse» actuellement en discussion, ainsi que les
motions 20.3695 exigeant une augmentation du recyclage du plastique et 18.3712 sur la
pollution plastique dans les eaux et les sols. 9

Recyclingbaustoffe

Déchets

In der Schweizer Baubranche fallen jährlich schätzungsweise 16 Millionen Tonnen
Bauabfall an. Um die Wiederverwendung dieser sekundären Baustoffe zu fördern,
verlangte Nationalrat Peter Schilliger (fdp, LU) in einer Motion, dass der Bundesrat die
notwendigen Rahmenbedingungen schafft, damit Bauten im Hoch-, Tief- und
Strassenbau des Bundes, der Kantone und Gemeinden, wenn immer technisch möglich
und sinnvoll, mit Recyclingbaustoffen geplant und erstellt werden. Durch die
Vorbildfunktion der öffentlichen Hand könne dies zur Etablierung eines einheitlichen
Standards führen, der wiederum privaten Bauherren eine Verwendung solcher
Baustoffe vereinfachen würde.
Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion. Die grosse Kammer folgte dem
Vorschlag des Bundesrates und nahm die Motion in der Wintersession 2019
stillschweigend an. 10

MOTION
DATE: 20.12.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Ständerat befasste sich im Sommer 2020 mit der Motion Schilliger (fdp, LU) zum
verstärkten Einsatz von Recyclingbaustoffen durch die öffentliche Hand. Der Rat war
sich einig, dass bei der Wiederverwendung von Baumaterialien noch viel Potential
bestehe. Viel zu oft werde beispielsweise Beton als Abfall und nicht als Ressource
betrachtet. Martin Schmid (fdp, GR) erläuterte für die UREK-SR, dass das Ziel dieser
Motion darin bestehe, beim Einsatz von Recyclingbaustoffen einheitliche Standards zu
schaffen. Die öffentliche Hand, allen voran der Bund, solle hier in einer Vorbildfunktion
diese Standards setzen, damit die privaten Bauherren entsprechend davon profitieren
könnten. Olivier Français (fdp, VD) ergänzte, dass oft die Gesetzgebung im Wege stehe,
um Baustoffe vor Ort wiederzuverwenden. Er denke dabei beispielsweise an das
Raumplanungs- und Baugesetz des Kantons Waadt. In diesem Gesetz werde nicht
zwischen Siedlungsabfällen im herkömmlichen Sinne und wiederverwertbaren Abfällen
unterschieden. Nach dem abschliessenden Votum von Umweltministerin Sommaruga
nahm die kleine Kammer die Motion ohne Abstimmung an. 11

MOTION
DATE: 03.06.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Vermeidung und Verwertung von Abfällen
fördern

Déchets

Jacques Bourgeois (fdp, FR) forderte im März 2020 einen Bericht zum Thema
Abfallvermeidung und Kreislaufwirtschaft. Der Bundesrat solle im Bericht unter
anderem bereits ergriffene sowie geplante Massnahmen auflisten, die der
Abfallvermeidung (von beispielsweise Baumaterialien, Metallen, nicht mehr
geniessbaren Lebensmitteln, Kunststoffen und Textilien) und der Förderung der
Kreislaufwirtschaft dienten. Auch sollten Informationen, die Privaten und Unternehmen
dazu dienen, Abfälle vermehrt zu vermeiden, in den Bericht einfliessen. Der Bundesrat
beantragte die Annahme des Postulats und fügte an, dass er dieses gegebenenfalls
zusammen mit dem Postulat Munz (sp, SH; Po 20.3090) erfüllen werde. Der Nationalrat

POSTULAT
DATE: 05.03.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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nahm das Postulat in der Sommersession 2020 stillschweigend an. 12

Le Conseil fédéral a publié un rapport sur la gestion des déchets et l'économie
circulaire répondant ainsi à plusieurs interventions ; parmi celles-ci, le postulat
Bourgeois (plr, FR) sur les mesures de prévention et de valorisation des déchets. 13

RAPPORT
DATE: 03.03.2023
KAREL ZIEHLI

Schweizer Kreislaufwirtschaft stärken (Pa. Iv.
20.433)

Déchets

Die UREK-NR widmete sich in den vergangenen Monaten wieder verstärkt dem Thema
«Grüne Wirtschaft», nachdem das gleichnamige Geschäft sowohl im Parlament
(Gegenvorschlag, 2015) als auch an der Urne (2016) versenkt worden war. Nebst einigen
Vorstössen in diesem Bereich (Po. 20.3062; Po. 20.3090; Mo. 19.4296; Po. 20.3110)
reichte die Kommission auch eine weitreichende parlamentarische Initiative ein, mit
welcher die «Umweltbelastung durch die Wirtschaft im Bereich der Verpackungen
und Abfälle massgeblich reduziert werden soll». Sie bündelte damit verschiedene
Anliegen aus mehreren parlamentarischen Initiativen zum Thema, die aufgrund der
neuen Kommissionsinitiative zurückgezogen wurden (19.445, 19.446, 19.447, 19.448,
19.449, 19.451 und 19.509). Für die beabsichtigte Stärkung der Kreislaufwirtschaft schlug
die UREK-NR einige Änderungen am USG vor: Im Bereich der Umweltinformation will die
Kommission eine Plattform zur Förderung der Schweizer Kreislaufwirtschaft schaffen
und den Bund verpflichten, dem Parlament regelmässig Bericht zu erstatten, wo die
Herausforderungen im Zusammenhang mit dem Verbrauch natürlicher Ressourcen
liegen. Im USG-Kapitel zu den Abfällen sollen verschiedene neue Bestimmungen
erlassen werden. So soll der Bund etwa die Erlaubnis erhalten, die Hersteller und
Händler zu verpflichten, nur noch Verpackungen aus kreislauffähigen Materialien zu
verwenden. Weiter soll bei den Abfällen wo immer möglich, eine stoffliche Verwertung
der Entsorgung vorgezogen werden. Insbesondere Phosphor, Metalle und
Aushubmaterialien, wie sie etwa bei Bauarbeiten anfallen, sollen wiederverwendet
werden. Wo die stoffliche Verwertung nicht verordnet ist, soll soweit möglich eine
energetische Verwertung erfolgen.
Die UREK-SR zeigte sich von diesem Vorhaben überzeugt und stimmte der Initiative
rund einen Monat nach ihrer Schwesterkommission einstimmig zu. 14

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 18.05.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Nachdem die beiden UREK im Jahr 2020 grünes Licht für die Ausarbeitung eines
Entwurfs zur Umsetzung der parlamentarischen Initiative «Schweizer
Kreislaufwirtschaft stärken» gegeben hatten, wurde noch im selben Jahr eine
Subkommission unter Vorsitz von Matthias Jauslin (fdp, AG) zur Ausarbeitung der
Vorlage eingesetzt.
Im Oktober 2021 beriet die Kommission ihren ersten Entwurf, stimmte ihm mit 18 zu 7
Stimmen zu und schickte ihn von November 2021 bis Februar 2022 in die
Vernehmlassung. Die Vorlage umfasste zahlreiche Änderungen und Ergänzungen, allen
voran im USG. Diese zielten gemäss UREK-NR darauf ab, die Kreislaufwirtschaft zu
fördern, die Umweltbelastung zu reduzieren sowie gleichzeitig die Leistungsfähigkeit
und Versorgungssicherheit der Schweizer Wirtschaft zu stärken. 
Die Kommission sah unter anderem vor, den Grundsatz der Ressourcenschonung im
USG zu verankern. Der Entwurf baute zudem auf eine starke Zusammenarbeit mit der
Wirtschaft, weshalb beispielsweise Branchenvereinbarungen und freiwillige
Massnahmen von Unternehmen weiter gefördert und regulatorische Hemmnisse
vermindert werden sollten. Im Bereich des Abfallwesens plante die UREK-NR eine
gewisse Liberalisierung: Mit der USG-Revision soll es neu auch privaten Anbietern
möglich sein, ohne Konzession Wertstoffe, wie etwa Kunststoffabfälle, von privaten
Haushalten zu sammeln. Beim Thema Littering sollten eine Gesetzesgrundlage
geschaffen und eine Strafbestimmung gegen Littering (Busse von bis zu CHF 300) ins
USG aufgenommen werden. Der Entwurf der Kommission setzte generell auf die
Priorisierung der Wiederverwendung vor der Entsorgung, dementsprechend zielte die
Vorlage auf den gesamten Produktezyklus und setzte nicht erst beim Abfall an. Viel Wert
wurde auf Wiederverwerten, Teilen und Reparieren gelegt. Im Bereich des Designs soll
es eine neue Bestimmung dem Bundesrat ermöglichen, Anforderungen an das

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 02.11.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Inverkehrbringen von Produkten und Verpackungen zu formulieren. Dadurch sollen
Produkte länger genutzt werden können und gewisse Verpackungsmaterialien
vermieden respektive ressourcenarme Verpackungen verwendet werden. Einen
Schwerpunkt stellte sodann die Förderung des ressourcenschonenden Bauens dar,
womit die Umweltbelastung von Gebäuden erheblich reduziert werden soll. Im
Bausektor soll auch mehr auf die Trennbarkeit der Baustoffe – als Voraussetzung für die
Wiederverwendbarkeit – geachtet werden. Mit einer Änderung des EnG sollen die
Kantone schliesslich Vorschriften bezüglich der Grenzwerte für graue Energie, die beim
Hausbau oder bei Erneuerungen anfällt, erlassen. 
Zu den einzelnen Punkten dieses Entwurfs der Kommissionsmehrheit wurden auch
zahlreiche Minderheitsanträge gestellt, welche in der Vernehmlassungsvorlage ebenfalls
vorgestellt wurden. 15

Im November 2022 befasste sich die UREK-NR mit der Umsetzung ihrer
parlamentarischen Initiative zur Stärkung der Kreislaufwirtschaft in der Schweiz.
Zuvor hatte die Kommission ihren Entwurf von November 2021 bis Februar 2022 in die
Vernehmlassung gegeben. Wie die Kommission in ihrer Medienmitteilung verlauten
liess, war die Vorlage dabei grundsätzlich positiv aufgenommen worden. Zwar wurden
auf der einen Seite strengere Vorschriften für die Ressourcenschonung verlangt, auf
der anderen Seite wurde aber auch die Forderung gestellt, die Anforderungen für die
Wirtschaft zu lockern. Die UREK-NR änderte die Vorlage folglich nur in einigen wenigen
Details. Mit 17 zu 4 Stimmen bei 2 Enthaltungen wurde der Entwurf sodann zuhanden
des Parlaments verabschiedet. 16

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 02.11.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Le Conseil fédéral a pris position sur le projet de la CEATE-CN relatif à l'initiative
parlementaire visant à développer l'économie circulaire. Soutenant les objectifs et la
direction générale des propositions de la commission, l'exécutif souhaiterait
néanmoins que quelques modifications soient entreprises, notamment s'agissant de la
libéralisation des monopoles cantonaux sur la gestion des déchets. En effet, il faudrait
créer des conditions-cadres claires pour celle-ci. De plus, les valeurs limites d'énergie
grise admises lors de la construction de bâtiments devraient être fixées par les
cantons.
Réagissant aux propositions formulées par les sept sages, la commission compétente
salue les divers compléments, notamment sur la taxe d'élimination anticipée et le
commerce en ligne, ainsi que sur la construction de bâtiments respectueuse des
ressources naturelles. Une large majorité ne souhaite toutefois pas s'aligner sur les
propositions du Conseil fédéral concernant la suppression de certaines dispositions,
préférant s'en tenir au projet d'origine. 17

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 23.02.2023
KAREL ZIEHLI

Le Conseil national s'est penché sur le projet de révision de loi préparé par sa
commission visant à promouvoir l'économie circulaire. Cette révision comporte de
nombreuses propositions, le débat a donc été pour le moins fourni. Représentant la
commission de l'environnement, de l'aménagement du territoire et de l'énergie du
Conseil national, Christophe Clivaz (vert-e-s, VS) et Matthias Jauslin (plr, AG) sont, tout
d'abord, revenus sur la genèse de ce projet de révision, alors qu'une sous-commission
a été instaurée – suite à l'acceptation de l'initiative parlementaire 20.433 – pour
élaborer un avant-projet. Suite à la procédure de consultation et les retours positifs du
Conseil fédéral, la CEATE-CN a décidé de ne changer que quelques aspects du projet,
proposé ici à la chambre basse. Il s'agit, avec cette ébauche, «de développer
l'économie circulaire, de rendre l'économie suisse plus performante, de réduire son
impact sur l'environnement et d'augmenter la sécurité de son approvisionnement»,
comme rappelé par le député valaisan Christophe Clivaz.
L'entrée en matière n'a pas été contestée par les différentes fractions. Pour le PS, tant
l'économie que l'écologie ont à gagner de cette proposition. Le Centre estime que
l'économie circulaire est un «Business case» pour l'avenir, et non pas seulement un
sujet d'actualité. Les Vert-e-s saluent le changement de paradigme que propose
l'économie circulaire: «on reproduit, on consomme, mais on recycle», qui vient
remplacer le «on produit, on consomme, on jette et on recommence». Le groupe PLR
s'est montré satisfait du déroulé des événements, alors que cette initiative
parlementaire a été initiée par la fraction libérale-radicale au sein de la commission,
afin de condenser plusieurs propositions touchant à l'économie circulaire. Susanne
Vincenz-Stauffacher (plr, SG) s'est réjouie d'un projet qui s'attache à travailler de
manière étroite avec l'économie et de la possibilité de mettre en place des mesures sur

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 03.05.2023
KAREL ZIEHLI
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une base volontaire. Les Vert'libéraux ont insisté sur les nombreux avantages de
l'économie circulaire, dans un pays pauvre en ressources naturelles et qui aurait donc
tout à profiter de valoriser les déchets avant de les brûler. La fraction UDC s'est
également positionnée pour une entrée en matière, émettant toutefois des critiques
acerbes contre un projet qui coûterait trop cher et serait trop bureaucratique. Mike
Egger (udc, SG) a ainsi fait le constat qu'il serait bien plus effectif d'agir sur la
croissance de la population et la bétonisation du territoire pour protéger
l'environnement. De son côté, le Conseil fédéral, représenté par le ministre de
l'environnement, Albert Rösti, soutient un projet vu comme important,
particulièrement en temps de pénuries et d'incertitudes. Promouvoir l'économie
circulaire, c'est renforcer l'indépendance du pays selon les mots du conseiller fédéral
UDC.

Alors que l'entrée en matière était acquise, la discussion par article – plus ardue – s'est
déroulée en deux blocs. Le premier bloc, intitulé «Promotion de l'économie circulaire
et préservation des ressources, hiérarchie en matière de valorisation des déchets,
gestion des déchets urbains», comptait douze minorités. Seule une, défendue par le
vert'libéral Beat Flach (pvl, AG), a réussi à convaincre une majorité de député.e.s, à une
voix près (97 contre 96 voix). Le Conseil fédéral aura la possibilité d'édicter des règles
pour obliger les détaillants à déballer les denrées alimentaires jetées pour éviter que du
plastique ne se retrouve dans les centres de compostage ou que ces denrées soient
incinérées, à cause de ce plastique.

Dans le deuxième bloc – «Construction respectueuse des ressources, projets pilotes»
–, 10 propositions de minorité ont été défendues. A l'article 35i, deux propositions de
minorité provenant de la gauche ont été acceptées par les parlementaires. Il s'agit de
donner la possibilité au Conseil fédéral d'améliorer l'information et l'étiquetage des
produits et des emballages et d'exiger l'introduction d'un indice de réparabilité. Ces
deux minorités ont été remportées par 96 voix contre 90 (2 abstentions), regroupant les
fractions socialiste, vert-e-s, vert'libérale, une partie des élu.e.s du groupe du Centre
et la voix de la libérale-radicale vaudoise Jacqueline de Quattro. A l'article 35j, une
autre minorité a trouvé les faveurs de la chambre basse (101 voix contre 86 et une
abstention). La minorité ne souhaitait pas donner la possibilité au Conseil fédéral
«d'édicter des prescriptions sur la forme et le contenu d’un certificat concernant la
consommation de ressources des ouvrages». C'est le centre-droit qui a su ici
s'imposer. Toutes les autres propositions de minorité ont été rejetées. L'objet passe
donc dans les mains de la Commission de l'environnement de l'aménagement du
territoire et de l'énergie du Conseil des Etats (CEATE-CE).
Au vote sur l'ensemble, seul.e.s les membres de l'UDC ont voté contre ou se sont
abstenu.e.s (ainsi que deux députés du PLR). Le projet a ainsi récolté 133 voix en sa
faveur, contre 42 et 13 abstentions.

Ce que les médias ont retenu de ce débat concerne, avant tout, l'introduction d'un
article pour amender le littering à hauteur de CHF 300 au maximum au niveau fédéral,
alors que les cantons ont des règles différentes. Au même moment, les milieux paysans
se plaignaient des déchets sauvages, et plus particulièrement des canettes jetées au
bord des routes qui peuvent mener à la mort des bovins – la canette en aluminium est
déchiquetée par les machines et finit dans le foin donné aux vaches qui les ingèrent.
L'USP a donc lancé une campagne d'information, alors que le Conseil des Etats doit
encore se prononcer sur une motion Grin (udc, VD) visant à élaborer, en collaboration
avec les cantons, une campagne nationale à ce sujet. Sur l'article de loi touchant au
littering, seule la fraction UDC s'était opposée à fixer des amendes au niveau fédéral, à
l'exception de 12 membres du parti agrarien qui l'ont soutenu, comme l'a fait
remarquer la NZZ. Parmi ces parlementaires, beaucoup sont agriculteurs ou proches
des milieux paysans. 
Dans un autre registre, cette révision est un soulagement pour le secteur du recyclage
qui attend ce changement depuis longtemps, notamment s'agissant de la libéralisation
partielle des filières de recyclage. Pour l'organe faîtier Swiss Recycling, cela permettra à
l'industrie de prendre plus de risques et de développer des solutions innovantes. 18
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Die Stärkung der Kreislaufwirtschaft in Umsetzung der entsprechenden
parlamentarischen Initiative der UREK-NR stand in der Wintersession 2023 auf der
Agenda des Ständerats. Kommissionssprecher Damian Müller (fdp, LU) stellte die
entsprechende Überarbeitung des USG vor und berichtete, dass die vorberatende
UREK-SR in weiten Teilen dem Nationalrat gefolgt war. Eintreten auf die Vorlage war
unbestritten. Dem Rat lagen bei der Detailberatung jedoch einige wenige vom
Nationalrat abweichende Mehrheitsanträge sowie einige wenige Minderheitsanträge
vor, wobei letztere allesamt erfolglos blieben.Eine erste kleine Differenz zum
Nationalrat wurde geschaffen, indem die Mehrheit des Ständerats beschloss, die
Möglichkeit des Bundes, Plattformen zur Ressourcenschonung und zur Stärkung der
Kreislaufwirtschaft zu betreiben oder zu unterstützen, zu streichen. Damian Müller wies
darauf hin, dass bereits an anderer Stelle im Gesetz eine solche Möglichkeit aufgeführt
werde. Eine weitere Differenz schuf der Ständerat durch die Einführung eines
Messsystems für die Kreislauffähigkeit von Produkten. Hier setzte sich die Mehrheit
knapp mit 20 zu 18 Stimmen durch. Mit 21 zu 20 Stimmen fiel eine Entscheidung zur
Sammlung von Abfällen noch knapper aus: Hier beschloss der Ständerat im Gegensatz
zum Nationalrat, auf eine Entpackungspflicht bei biogenen Produkten zu verzichten. Bei
Artikel 30d zur Verwertung von Abfällen entschied sich die kleine Kammer dafür, nebst
der stofflichen Verwertung auch die Wiederverwendung von Abfällen im Gesetz
aufzuführen, wie es ursprünglich auch der Bundesrat vorgeschlagen hatte. Ausserdem
ergänzte die kleine Kammer Artikel 30d noch um einen ausführlichen Absatz zur
Verwertung von Phosphor. Die letzte Differenz zur grossen Kammer wurde schliesslich
mit einer Anpassung der Formulierung zur Entsorgung von Siedlungsabfällen
geschaffen. Kommissionssprecher Müller wies im Übrigen darauf hin, dass die UREK-SR
zur Problematik der Retouren im Online-Versandhandel, welche ebenfalls in der
vorliegenden Revision des USG behandelt werden, ein Postulat eingereicht habe.
In der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat den Entwurf mit 37 zu 2 Stimmen an. 19

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 07.12.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die Umsetzung der parlamentarischen Initiative «Schweizer Kreislaufwirtschaft
stärken» in Form der Anpassung des USG befand sich in der Frühjahrssession 2024 auf
der Zielgeraden. 
Der Nationalrat beugte sich am ersten Tag der Session über die zwei grösseren
verbliebenen Differenzen der Vorlage. Die erste Differenz betraf die Berichterstattung
des Bundes zum laufenden Verbrauch der natürlichen Ressourcen und zur
Ressourceneffizienz. Hierbei beantragte die Mehrheit der Kommission, den vom
Ständerat eingefügten Passus noch etwas zu ergänzen, während eine Minderheit Egger
(svp, SG) die diesbezüglichen Bestimmungen gänzlich streichen wollte. In der
Abstimmung sprach sich die grosse Kammer mit 100 zu 91 Stimmen für den Antrag der
Mehrheit aus. Die geschlossen stimmende SVP-Fraktion sowie fast alle Mitglieder der
FDP.Liberalen-Fraktion hatten sich hinter die Minderheit von Mike Egger gestellt. Bei
der zweiten grossen Differenz ging es um die Entpackungspflicht bei biogenen Abfällen.
Der Nationalrat sprach sich hier mit 165 zu 26 Stimmen (bei 1 Enthaltung) für die
Minderheit Paganini (mitte, SG) aus, die sich dem Ständerat anschliessen wollte.
Dadurch erhält der Bundesrat keine explizite Kompetenz, den Detailhändlern Vorgaben
zur Verwertung biogener Abfälle (bspw. Lebensmittel) zu machen. Die restlichen beiden
kleineren Differenzen wurden auf Antrag der Kommission hin stillschweigend
ausgeräumt, indem der Nationalrat den Formulierungsvorschlägen des Ständerats
zustimmte.

Der Ständerat wiederum eliminierte die letzte Differenz in seiner drei Tage später
stattfindenden Sitzung. Die kleine Kammer nahm den vom Nationalrat eingefügten
Passus zur Messbarkeit von quantitativen Ressourcenzielen stillschweigend an.

In den Schlussabstimmungen sprach sich die grosse Kammer mit 126 zu 65 Stimmen für
den Entwurf aus. Die Gegenstimmen stammten allesamt aus den Reihen der SVP-
Fraktion. Der Ständerat hingegen votierte einstimmig für die Annahme der Vorlage. 20

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 26.02.2024
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Massnahmen des Bundes für eine
ressourcenschonende, zukunftsfähige
Schweiz (Grüne Wirtschaft)

Politique de protection de l'environnement

Der Bundesrat nahm im Juni 2020 vom BAFU-Bericht «Massnahmen des Bundes für
eine ressourcenschonende, zukunftsfähige Schweiz (Grüne Wirtschaft)» Kenntnis.
Dieser Bericht bot Informationen zum Stand der Ressourcennutzung in der Schweiz
sowie einen Überblick über die bereits in den Jahren 2016 bis 2019 vom Bund
getroffenen Massnahmen im Bereich Grüne Wirtschaft und zeigte den weiteren
Handlungsbedarf auf.
Die Umweltbelastung pro Kopf habe in der Schweiz in den letzten Jahren zwar
abgenommen, sei aber in vielen Bereichen immer noch zu hoch. Als grösste
Problemfelder machte der Bericht die Themen Klimaerwärmung, Bodenverbrauch,
Überdüngung sowie Einträge von Pflanzenschutzmitteln in Böden und Gewässer aus. Bei
den bereits unternommenen Massnahmen erwähnte der Bericht beispielsweise, dass
das BAFU mit den betroffenen Branchen eine Vereinbarung zur Reduktion des Imports
von Torf und damit zum Schutz der Moore unterzeichnet habe. Weiter wurde auch eine
Sensibilisierungskampagne zum Thema Food Waste durchgeführt und eine Studie zur
Machbarkeit der Rückgewinnung von seltenen Erden aus Elektroschrott sowie zur
Zertifizierung von Stahl aus ressourcenschonender Gewinnung erstellt.
Der Bericht resümierte, dass es grosse Anstrengungen seitens aller Akteure brauche,
damit die Schweiz ihre Ziele (Klimaabkommen von Paris, UNO-Agenda 2030,
Biodiversitätsziele) erreichen könne. Dies erfordere eine ganzheitliche
Herangehensweise – insbesondere in den Bereichen Ernährung, Wohnen und Mobilität.
Gemäss der Medienmitteilung zum Bericht hat der Bundesrat das UVEK beauftragt,
unter Einbezug des WBF und des EFD bis Ende 2022 weitere Massnahmen zur
Ressourcenschonung zuhanden des Bundesrates zu erarbeiten. 21

RAPPORT
DATE: 19.06.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Mehr Recycling statt Deponien von
Baumaterialien

Déchets

Martina Munz (sp, SH) forderte den Bundesrat im März 2020 auf, in einem Bericht
aufzuzeigen, wie Baumaterialen besser wiederverwendet werden können, um damit
die Errichtung von neuen Bauschutt-Deponien zu vermeiden und die Umweltbelastung
zu mindern. Munz fügte an, dass mit den vielen Deponien bekanntlich Konflikte um
Boden-, Wald-, Natur- und Heimatschutz einhergingen. Diese müssten vermieden
werden. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats und fügte an, dass er
dieses gegebenenfalls zusammen mit dem Postulat Bourgeois (fdp, FR; Po. 20.3063)
erfüllen werde. Die grosse Kammer nahm das Postulat in der Sommersession 2020
stillschweigend an. 22

POSTULAT
DATE: 19.06.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Les autorités ont publié un rapport sur l'économie circulaire et la gestion des déchets
répondant ainsi à une série de postulats se penchant sur ces problématiques. Le
postulat Munz (ps, SH) sur l'entreposage des déchets de construction fait partie de ce
paquet d'objets traités par le Conseil fédéral. Le rapport le précise rapidement : les
déchets de chantier représentent de loin le volume de déchets le plus important en
Suisse. Alors que trois quarts de ces déchets sont valorisés d'une manière ou d'une
autre, le reste est stocké dans des décharges. La manière de valoriser ces déchets
dépend de leur type. Les matériaux d'excavation et de percement sont en partie utilisés
pour le comblement de sites de prélèvement de matériaux. Le béton de démolition
peut, lui, être revalorisé comme béton recyclé dans la construction ou comme gravier.
Quant aux matériaux bitumineux de démolition, ils sont utilisés en partie pour le réseau
routier suisse.
Le Conseil fédéral esquisse, dans le rapport, différentes solutions pour réduire les
déchets de chantier, en prenant appui sur les différentes phases du cycle de vie des
matériaux utilisés. Premièrement, durant la phase de construction et d'assainissement,
il s'agirait d'utiliser des matériaux recyclés, de privilégier le réemploi d'éléments de

RAPPORT
DATE: 03.03.2023
KAREL ZIEHLI

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 10



construction entiers, de penser la séparabilité des matériaux (afin de pouvoir mieux les
désassembler) et d'utiliser un passeport pour bâtiments qui enregistre les matériaux
utilisés dans l'ouvrage. Deuxièmement, réduire les déchets du bâti durant les phases de
déconstruction et d'élimination passe par la préservation des structures porteuses déjà
existantes, la récupération des éléments de construction pouvant être réutilisés pour
d'autres projets et le recyclage des différents matériaux préalablement séparés avec
soin. 
L'initiative parlementaire 20.433  se penche sur la même problématique et propose son
lot de solutions. Les cantons ne sont pas en reste, plusieurs idées émergent de ce
niveau administratif. Finalement, le Conseil fédéral a analysé la possibilité d'introduire
une taxe d'incitation, comme demandé par la CEATE-CN dans le cadre du Po. 21.4332,
mais il arrive à la conclusion que cette mesure serait vraisemblablement peu efficace
pour réduire la quantité de déchets de construction. 23

Ökologische Nachhaltigkeit der
Kreislaufwirtschaft mit dem Indikator
"Retained Environmental Value" messen (Po.
20.3727)

Politique de protection de l'environnement

Im Juni 2020 hatte Christoph Clivaz (gp, VS) ein Postulat zur Messung der ökologischen
Nachhaltigkeit der Kreislaufwirtschaft eingereicht. Dieses verlangte vom Bundesrat
eine Auslegeordnung über die Verwendung des von Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern entwickelten REV-Indikators (Retained Environmental Value) zur
Messung der Leistungsfähigkeit der Kreislaufwirtschaft. Dabei solle der Bundesrat auch
prüfen, inwiefern die Bundesverwaltung den Indikator nutzen könnte. Der Bundesrat
erklärte sich bereit, das Postulat anzunehmen, und erläuterte, dass er dieses
gegebenenfalls mit den beiden bereits überwiesenen Postulaten Bourgeois (Po.
20.3062) und Munz (Po. 20.3090) erfüllen werde. Der Nationalrat nahm das Postulat in
der Herbstsession 2020 stillschweigend an. 24

POSTULAT
DATE: 25.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Le Conseil fédéral a répondu au postulat Clivaz (vert-e-s, VS) demandant d'évaluer
l'opportunité d'introduire un indicateur, développé par l'EPFZ, visant à mesurer
l'économie circulaire. Le REV, pour Retained Environmental Value, est jugé par
l'Administration fédérale comme présentant de nombreux avantages, notamment
s'agissant de la clarté des résultats et de la facilité de communiquer les chiffres
obtenus. Malgré tout, il s'agirait dans l'idéal d'utiliser cet indicateur en combinaison
avec d'autres indicateurs d'écobilans classiques pour un résultat plus précis et tenant
compte d'autres aspects, dont le cycle de vie des produits en question. Le Conseil
fédéral a présenté ses conclusions dans le cadre d'un rapport regroupant plusieurs
postulats touchant aux déchets et à l'économie circulaire. 25

RAPPORT
DATE: 03.03.2023
KAREL ZIEHLI

Förderung der Kreislaufwirtschaft. Die
Schweiz soll mehr Plastik rezyklieren (Mo.
20.3695)

Déchets

FDP-Nationalrat Marcel Dobler (fdp, SG) reichte im Juni 2020 eine Motion betreffend
das verstärkte Recycling von Plastik ein. Gemäss Motionstext soll der Bundesrat in einer
Verordnung festhalten, dass Plastik «schweizweit koordiniert und flächendeckend
getrennt, gesammelt und hochwertig stofflich verwertet werden können» soll. Gemäss
dem Motionär solle der Bundesrat dafür primär private Lösungen prüfen, erst danach
durch die öffentliche Hand koordinierte Ansätze. Der Bundesrat beantragte die
Annahme der Motion. Sie wurde in der Herbstsession 2020 vom Nationalrat
stillschweigend angenommen. 26
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Im März 2021 sprach sich auch der Ständerat für eine Förderung des Plastikrecyclings
und damit für Annahme einer Motion Dobler (fdp, SG) aus. Kommissionssprecher Martin
Schmid (fdp, GR) führte im Plenum aus, dass die vorberatende UREK-SR die Motion
einstimmig gutgeheissen habe. Die Kommission unterstütze das Ziel, die schweizweit
flächendeckende Sammlung von Kunststoffabfällen sowie deren Recycling zu fördern.
Einzelne Gemeinden, Zweckverbände und private Anbieter hätten bereits versucht,
ergänzende Angebote zur Sammlung und zum Recycling von Kunststoffen zu etablieren.
Dies sei aber sehr teuer und lohne sich deshalb kaum. Die Kommission halte deshalb
ein landesweites Recycling-System unter Einbezug der privaten Akteure für äusserst
unterstützenswert. Die grosse Kammer folgte ihrer Kommission oppositionslos und
nahm die Motion stillschweigend an. 27

MOTION
DATE: 09.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Dank Innovation Green Deals die
Kreislaufwirtschaft und die nachhaltige
Ressourcennutzung fördern (Mo. 20.3667)

Politique de protection de l'environnement

Im Juni 2020 reichte Ständerätin Thorens Goumaz (gp, VD) eine Motion zum Thema
Kreislaufwirtschaft ein. Sie forderte, dass der Bundesrat «Massnahmen zur
Innovationsförderung zugunsten der Kreislaufwirtschaft und der Schonung von
Ressourcen, Umwelt und Klima» trifft, analog zu den sogenannten «Innovation Green
Deals». Diese Vereinbarungen zwischen der öffentlichen Hand auf der einen Seite und
hauptsächlich privaten Unternehmen auf der anderen Seite seien bereits in einigen
Ländern Europas eingeführt worden. Das Ziel solcher Vereinbarungen sei es, die
Kreislaufwirtschaft zu fördern, indem beispielsweise administrative Hürden minimiert
würden oder Unterstützung bei Innovationen geboten werde. Nach dem Willen von
Thorens Goumaz sollen diese öffentlich-privaten Vereinbarungen auch in der Schweiz
zum Einsatz kommen, um im Sinne eines Postulats Noser (fdp, ZH; Po. 18.3509)
regulatorische Hürden abzubauen und im Einklang mit den Arbeiten zur Umsetzung
einer parlamentarischen Initiative der UREK-NR (Pa.Iv. 20.433) die Ressourceneffizienz
zu steigern. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion und verwies darauf,
dass er das UVEK bereits damit beauftragt habe, bis Ende 2022 Massnahmen zur
Ressourcenschonung und zur Stärkung der Kreislaufwirtschaft zu erarbeiten. Die
Forderungen der vorliegenden Motion würden in diesem Rahmen geprüft.
In der Wintersession 2020 wurde der Vorstoss im Ständerat beraten, nachdem die
UREK-SR in ihrer Vorberatung beschlossen hatte, die Motion zur Annahme zu
empfehlen. Thorens Goumaz erläuterte, dass die Forderungen mit Annahme der Motion
direkt in die Arbeiten zur Umsetzung der parlamentarischen Initiative der UREK-NR
einfliessen könnten, wodurch man schneller vorwärtskäme, als wenn der
Massnahmenplan des Bundes Ende 2022 abgewartet werde. Diese Argumentation
scheint den Ständerat überzeugt zu haben, er nahm die Motion mit 33 zu 3 Stimmen
klar an. 28

MOTION
DATE: 08.12.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Massnahmen zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und der nachhaltigen
Ressourcennutzung standen in der Sommersession 2021 auf dem Programm des
Nationalrates. Währenddem sich die Mehrheit der UREK-NR für die Annahme der
vorliegenden Motion Thorens Goumaz (gp, VD) aussprach, lehnte eine Minderheit Egger
(svp, SG) das Geschäft ab. Sowohl Mehrheitensprecher Jauslin (fdp, AG) als auch der die
Minderheit vertretende Mike Egger wiesen auf die Arbeiten rund um die Umsetzung der
parlamentarischen Initiative 20.433 der UREK-NR mit dem Titel «Schweizer
Kreislaufwirtschaft stärken» hin. Während für Jauslin noch nicht feststand, dass die
Anliegen der vorliegenden Motion dann auch wirklich bis zum Schluss in der Vorlage zur
Umsetzung der parlamentarischen Initiative verbleiben würden, war es für Egger bereits
klar, dass die Anliegen der Motionärin aufgenommen würden. Letzterem Votum schloss
sich auch Bundesrätin Sommaruga an. Der Bundesrat unterstütze das Anliegen von
Thorens Goumaz zwar inhaltlich, ziehe es aber auch vor, wenn die Forderungen in die
Arbeiten zur Umsetzung der parlamentarischen Initiative der UREK-NR einfliessen
würden, betonte sie.
Die grosse Kammer beschloss jedoch, der Mehrheit ihrer vorberatenden Kommission zu
folgen, und nahm den Vorstoss mit 136 zu 49 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) deutlich an.
Die ablehnenden Stimmen stammten allesamt aus den Reihen der SVP-Fraktion. 29
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Das Parlament hatte die Anliegen der Motion 20.3667 «Dank Innovation Green Deals
die Kreislaufwirtschaft und die nachhaltige Ressourcennutzung fördern» von Adèle
Thorens Goumaz (gp, VD) in die Vorlage in Umsetzung der parlamentarischen Initiative
20.433 «Schweizer Kreislaufwirtschaft stärken» eingebracht. Der Bundesrat erachtete
die Motion Thorens Goumaz daher als erledigt und beantragte deren Abschreibung.
Dieser Forderung kamen die beiden Räte in der Sommersession 2022 nach. 30

MOTION
DATE: 09.06.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Mehr rezyklierten Kunststoff in
Kunststoffverpackungen für Getränke und
Reinigungsmittel (Mo. 20.3940)

Déchets

Die UREK-NR forderte den Bundesrat im Herbst 2020 mittels einer Motion auf, bis im
Jahr 2025 eine Steuer auf Einweg-Verpackungen für Getränke und Reinigungsmittel
einzuführen, wenn diese aus weniger als 25 Prozent Recyclinggut bestehen. Mit dieser
Steuer soll das Recycling von Kunststoff gefördert und verbessert werden und die
Herstellerinnen und Konsumenten sollen einen finanziellen Anreiz erhalten, recycelten
Kunststoff zu verwenden, respektive zu kaufen.
Eine starke Minderheit aus Vertretern der Mitte-, der  FDP.Liberale- und der SVP-
Fraktion beantragte die Ablehnung der Motion. Auch der Bundesrat sprach sich gegen
die Motion aus. Im Grunde befürworte er das Anliegen, er arbeite jedoch bereits an der
Umsetzung ähnlicher Forderungen, die in zahlreichen Vorstössen (beispielsweise Mo.
18.3712) gestellt wurden. Er habe zudem das UVEK beauftragt, bis spätestens Ende 2022
Vorschläge für spezifische Massnahmen zur Ressourcenschonung zu unterbreiten. Der
Bundesrat argumentierte ausserdem, dass eine Steuer, wie sie die Motion der UREK-SR
fordert, freiwillige, privatwirtschaftliche Massnahmen erschweren würde.
In der Wintersession 2020 diskutierte der Nationalrat das Geschäft. Christine Bulliard-
Marbach (cvp, FR) wies darauf hin, dass die Schweiz beim Recycling zwar gut dastehe,
nicht aber, wenn es darum gehe, die gesammelten Kunststoffe anschliessend wieder in
den Stoffkreislauf zu bringen. Dies liege an der mangelnden Nachfrage nach recyceltem
Kunststoff, respektive am zu billigen neuen Kunststoff. Mit der vorgeschlagenen Steuer
würden die Verpackungen aus wiederverwertetem Kunststoff auf dem Markt attraktiver
werden. Minderheitensprecher Matthias Jauslin (fdp, AG) und Umweltministerin
Simonetta Sommaruga begrüssten ebenfalls die Förderung des Wiederverwendens
dieser Materialien. Sie verwiesen aber ausdrücklich auf die Arbeiten, die eine
Subkommission der UREK-NR bereits in Angriff genommen habe, um die
parlamentarische Initiative 20.433 umzusetzen. In diesen Arbeiten gehe es darum,
dafür zu sorgen, dass Verpackungen aus kreislauffähigem Materialien hergestellt und
verwendet werden, und dass unnötige Verpackungen vermieden werden. Es sei daher
nicht sinnvoll, jetzt eine Spezialsteuer auf Einweg-Verpackungen für Getränke und
Reinigungsmittel einzuführen.
Entgegen der Argumentation von Jauslin und Sommaruga stimmte der Nationalrat mit
104 zu 77 bei 5 Enthaltungen für die Annahme der Motion. GLP, SP und Grüne stimmten
geschlossen für Annahme, zahlreiche Mitglieder der Mitte-Fraktion sowie einige wenige
Mitglieder der FDP.Liberalen-Fraktion schlossen sich ihnen an. 31

MOTION
DATE: 17.12.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

In der Frühjahressession 2021 befasste sich der Ständerat mit einer Motion der UREK-
NR, die das Ziel verfolgte, eine Steuer auf Einweg-Verpackungen für Getränke und
Reinigungsmittel zu erheben. Im Gegensatz zur Debatte in der grossen Kammer
während der Wintersession 2020 stiess der Vorstoss im Ständerat auf Kritik. Wie
Kommissionssprecher Schmid (fdp, GR) ausführte, war die UREK-SR zum Schluss
gekommen, dass zuerst die Arbeiten der Schwesterkommission im Rahmen der
parlamentarischen Initiative 20.433 «Schweizer Kreislaufwirtschaft stärken »
abgewartet werden sollen, bevor neue Regulierungen, und insbesondere Steuern, in
Erwägung gezogen würden. Zudem solle das Thema Recycling ganzheitlich angegangen
werden; daher sei es wenig sinnvoll, nur Kunststoffverpackungen für Getränke und
Reinigungsmittel anzuschauen. Zudem müssten auch Detailhändler und Private in die
Anstrengungen mit einbezogen werden.
Nach einem Votum von Umweltministerin Sommaruga, in welchem sie die
Argumentation von Schmid unterstützte, wurde der Vorstoss stillschweigend
abgelehnt. 32
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Weiterentwicklung des Abfallrecyclings.
Vereinbarkeit mit dem Raumplanungs- und
Umweltrecht (Po. 20.4411)

Déchets

Johanna Gapany (fdp, FR) reichte im Dezember 2020 ein Postulat ein, mit welchem sie
den Bundesrat aufforderte, einen Bericht zur Weiterentwicklung des Abfallrecyclings
vorzulegen. Der Bundesrat solle in diesem Bericht aufzeigen, «wie sich bestehende und
zukünftige Recyclingunternehmen in der Schweiz entwickeln können.» Gapany ging es
in ihrem Vorstoss darum, die Weiterentwicklung von Recyclingunternehmen, und somit
eines wichtigen Teils der Kreislaufwirtschaft, mit den gesetzlichen Bestimmungen zur
Raumplanung – insbesondere zur Zonenplanung – in Einklang zu bringen. So solle aus
dem Bericht hervorgehen, in welcher Nutzungszone sich Recyclingbetriebe befinden
müssten, damit sie weiter wachsen können. 
Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion. Er wolle die gewünschte Evaluation
bei Annahme des Postulates in den Bericht zu den bereits angenommenen Postulaten
Bourgeois (fdp, FR; 20.3062), Munz (sp, SH; 20.3090) und Clivaz (gp, VS; 20.3727)
integrieren.
Der Vorstoss wurde vom Ständerat in der Frühjahressession 2021 stillschweigend
angenommen. 33

POSTULAT
DATE: 16.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Le Conseil fédéral a répondu au postulat Gapany (plr, FR) ainsi qu'à une série d'autres
textes relatifs à la gestion des déchets. Les préoccupations de la sénatrice
fribourgeoise portaient sur le développement des installations de valorisation des
déchets, notamment s'agissant de l'aménagement du territoire. Dans son rapport, le
Conseil fédéral en vient très rapidement aux échelons de compétence en la matière,
constatant que le rôle de la Confédération à cet égard ne se limite qu'à une vérification
de la conformité au droit. En effet, ce sont les cantons qui portent le gros de la
responsabilité concernant la gestion des déchets. S'agissant de l'aménagement du
territoire, le Conseil fédéral note qu'aucune exception n'est prévue pour les
installations de traitement des déchets, qui doivent ainsi se situer dans la zone à bâtir.
Une seule exception existe pour les installations de méthanisation agricoles. Mais le
Conseil fédéral estime, s'agissant des installations allant dans le sens de l'économie
circulaire, que «les possibilités en matière d’aménagement du territoire, dans le cadre
des plans de zones en vigueur, ne sont pas pleinement exploitées et qu’elles pourraient
être utilisées plus efficacement». 34

RAPPORT
DATE: 03.03.2023
KAREL ZIEHLI

Keine neuen Produkte wegwerfen. Stopp der
Verschwendung! (Po. 20.3110)

Déchets

Isabelle Chevalley (glp, VD) monierte in ihrem Postulat «Keine neuen Produkte
wegwerfen. Stopp der Verschwendung!», dass es Unternehmen in der Schweiz erlaubt
sei, neuwertige, unverkaufte non-food Produkte wegzuwerfen. Dies betreffe
beispielsweise Bücher, Haushaltsgeräte oder Kleider. Der Bundesrat solle daher prüfen,
was die Unternehmen mit ihren unverkauften Produkten machten, und falls er zum
Schluss komme, dass ein Grossteil davon vernichtet werde, solle er aufzeigen, wie diese
Vernichtung verhindert werden könne. Der Bundesrat beantragte die Annahme des
Postulats. 
Der Nationalrat befasste sich in der Sommersession 2021 mit dem Anliegen, das von
Mike Egger (svp, SG) bekämpft wurde. Dieser erläuterte, dass das Postulat aus Gründen
der Wirtschaftsfreiheit abgelehnt werden solle. Er fügte an, dass man es «der
Innovationskraft unserer Wirtschaft überlassen [sollte], nachhaltige Lösungen für neue
Produkte zu finden, die aus verschiedenen Gründen nicht oder nicht mehr über die
herkömmlichen Vertriebskanäle auf den Markt gebracht werden können». Die Mehrheit
der grossen Kammer war jedoch anderer Meinung und stimmte für Annahme des
Postulates (139 zu 47 Stimmen, bei 5 Enthaltungen). Die ablehnenden Stimmen
stammten allesamt von Parteikolleginnen und -kollegen des SVP-Parlamentariers
Egger. 35
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Le Conseil fédéral a répondu aux interrogations d'Isabelle Chevalley (pvl, VD) sur le sort
réservé aux invendus neufs dans le cadre d'un rapport regroupant plusieurs
interventions sur la gestion des déchets et l'économie circulaire. Concernant le
postulat Chevalley, les autorités ont mandaté l'OFEV pour approfondir le sujet. Pour
cela, l'Office fédéral de l'environnement a mené plus d'une cinquantaine d'entretiens
avec des commerçant.e.s et des entreprises de recyclage et d'élimination des déchets.
De plus, l'organe administratif a envoyé un questionnaire sur la gestion des textiles
invendus auquel 56 entreprises ont répondu – représentant au total environ 50 pour
cent du marché textile suisse, les grandes marques internationales n'y ayant pas pris
part. L'équipe de rédaction du rapport prend également soin d'avertir le lectorat que
ces résultats sont à analyser avec prudence, ceux-ci étant construits sur des
autodéclarations. Concernant le textile, le sondage montre que 5 pour cent des
marchandises ne seraient pas vendues, mais il est difficile d'estimer la part d'invendus
jetés ou détruits, notamment parce que les entreprises dites de «fast-fashion» n'ont
pas participé à l'enquête. 
Le rapport se penche également sur la situation des appareils électroniques. Dans ce
cas, les commerçant.e.s affirment que la situation s'est nettement améliorée ces vingt
dernières années, notamment grâce à une meilleure gestion des stocks et des chaînes
d'approvisionnement. Finalement, le rapport s'intéresse de manière générale aux
produits non-alimentaires invendus. Selon les réponses fournies par certains des
détaillants suisses offrant une large palette d'articles, la part d'invendus ne représente
qu'1 pour cent du chiffre d'affaires. Pour éviter ces situations, les commerces ont
recours à différentes stratégies, privilégiant, en premier lieu, le retour au fabricant et
se rabattant sur une baisse des prix ou d'autres stratégies marketing pour écouler leurs
stocks. L'exportation et la vente à l'étranger fait également partie de ce panel de
solutions.
Plusieurs responsables d'usine d'incinération des déchets ont également été
interviewés. Ceux-ci estiment à quelques dizaines de tonnes par usine la quantité
d'invendus incinérés, ce qui, ramené à toute la Suisse, reviendrait à une fourchette
allant de 290 à 2800 tonnes par année. Les rédactrices et rédacteurs du rapport
insistent, à plusieurs reprises, sur le rôle des consommatrices et consommateurs qui
jetteraient prématurément tant des vêtements quasiment neufs que des objets
électroniques encore fonctionnels.
S'agissant des solutions possibles concernant les produits invendus, le rapport se
penche sur les pratiques de nos voisins. La Commission européenne a, par exemple,
formulé des propositions allant d'une obligation de transparence sur le nombre de
produits éliminés à une interdiction de détruire les invendus. La France et l'Allemagne
ont ou vont légiférer en ce sens, la première interdisant la destruction d'invendus
alimentaires, la seconde élaborant une loi sur la transparence s'agissant des produits
textiles et électroniques invendus et détruits ; ces deux mesures pourraient être mises
en place en Suisse. D'autres pistes sont également à explorer. Concernant les textiles, le
rapport cite, notamment, l'amélioration de l'écoconception des produits avec une
modification de la LPE et des exigences relatives à l'efficacité énergétique ou la
création de directives concernant la reprise et l'élimination des textiles. Afin de
soutenir une gestion durable dans le secteur du textile, le programme Sustainable
Textiles Switzerland a été lancé, avec le soutien du SECO et de l'OFEV, tous deux
siégeant au comité de pilotage. Finalement, le Conseil fédéral dit vouloir suivre les
évolutions au niveau européen afin d'agir de manière adaptée. 36

RAPPORT
DATE: 03.03.2023
KAREL ZIEHLI

Millionen Tonnen von Plastik einsparen,
ersetzen oder recyclen statt verbrennen oder
exportieren (Po. 19.3818)

Déchets

Beat Flach (glp, AG) reihte sich mit seinem im Juni 2019 eingereichten Postulat zum
Thema Plastikreduktion und -recycling ein in eine Reihe von Vorstössen, die sich mit
dem Thema der Grünen Wirtschaft auseinandersetzten; insbesondere die Postulate von
Adèle Thorens Goumaz (gp, VD; Po. 18.3196) und von Martina Munz (sp, SH; Po. 18.3496)
zielten bereits in eine ähnliche Richtung. Beat Flach forderte in seinem Postulat, dass
die Regierung aufzeigt, wie insbesondere in der Land- und der Bauwirtschaft der
Gebrauch von Kunststoffen reduziert oder durch Alternativen ersetzt und der Anteil des
Plastiks, das recycelt wird, erhöht werden kann. Der Bundesrat zeigte sich bereit, den
Vorstoss anzunehmen und zusammen mit den beiden erwähnten Postulaten gemeinsam
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anzugehen.
Der Vorstoss wurde in der Sommersession 2021 behandelt, nachdem er zuvor von Felix
Müri (svp, LU) bekämpft worden war. Im Rat erläuterte Mike Egger (svp, SG), dass der
vorliegende Vorstoss obsolet sei, da sich die UREK-NR und insbesondere deren
Subkommission im Rahmen der Umsetzung der parlamentarischen Initiative zur
Stärkung der Kreislaufwirtschaft (Pa.Iv. 20.433) bereits eingängig mit diesem Thema
beschäftigt habe. Simonetta Sommaruga war der Ansicht, dass es keine grosse Rolle
spiele, ob die grosse Kammer diesen Vorstoss nun annehme oder ablehne, die
Problematik werde ohnehin im Rahmen der Arbeiten zur erwähnten parlamentarischen
Initiative aufgenommen. Anschliessend nahm der Nationalrat das Postulat mit 137 zu 45
Stimmen bei 6 Enthaltungen an. 37

Économie circulaire. Étendre les délais de
garantie applicables aux produits afin de
prolonger la durée de vie de ceux-ci (Mo.
19.4594)

Ordre économique

Pour lutter contre l'obsolescence programmée, protéger l'environnement et favoriser
le consommateur et la consommatrice, la députée Marianne Streiff-Feller (centre, BE)
souhaite étendre, dans le code des obligations (CO), le délai de garantie des biens non
périssables de deux à cinq années. 
La motion n'a pas été accueillie favorablement par le Conseil fédéral. D'un côté, il a
précisé que les pays limitrophes de la Suisse avaient un délai de deux années. Une
extension mettrait donc des bâtons dans les roues des producteurs helvétiques. D'un
autre côté, il a rappelé le rapport existant sur l'économie circulaire (Po. 17.3505) et les
travaux en cours sur l'obsolescence programmée (Po. 18.3248). 
La motion a été adoptée par la chambre du peuple par 100 voix contre 87 et 5
abstentions. L'assemblage des voix des Verts (28), du PS (38), des Vert'libéraux (15), du
groupe du Centre (18) et de l'UDC (1) a fait pencher la balance. 38

MOTION
DATE: 30.09.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

La Commission des affaires juridiques du Conseil des Etats (CAJ-CE) a étudié, en
octobre 2023, la motion «Economie circulaire. Etendre les délais de garantie
applicables aux produits afin de prolonger la durée de vie de ceux-ci», déposée par la
conseillère nationale Marianne Streiff-Feller (pev, BE). La proposition de l'élue bernoise
s'intéresse au problème des produits conçus pour devenir rapidement défectueux,
incitant les consommateurs et consommatrices à les racheter après la fin du délai de
garantie actuel de deux ans. L'extension à cinq ans viserait à encourager les entreprises
à améliorer la durabilité de leurs produits. Certains pays de l'UE ont déjà adopté des
délais plus longs, contribuant à la protection de l'environnement en réduisant les
déchets.
Dans son rapport, la CAJ-CE a d'abord rappelé que le Conseil fédéral s'est opposé à la
prolongation de garantie à cinq ans, affirmant que cela irait au-delà des prescriptions
de la directive européenne et créerait des désavantages financiers pour les vendeurs
suisses. L'exécutif a également souligné que les délais de garantie font l'objet d'une
évaluation dans le cadre des rapports sur l'obsolescence programmée (18.3248) et sur
l'économie circulaire (17.3505). Ainsi, après délibération, la CAJ-CE a recommandé le
rejet de la motion par 6 voix contre 2 et 2 abstentions. Si la CAJ-CE soutient l'idée
d'une économie circulaire, elle estime que l'extension du délai de garantie à cinq ans
n'est pas la solution appropriée. La commission propose plutôt le dépôt d'une motion
plus large demandant au Conseil fédéral de moderniser le droit suisse de la garantie sur
la base des conclusions du rapport relatif à l'obsolescence programmée. 39
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Anreiz für sparsamen Umgang mit
Deponieraum und für Recycling von
Baustoffen (Po. 21.4332)

Déchets

Die UREK-NR reichte im Oktober 2021 ein Postulat ein, in welchem sie einen stärkeren
Anreiz für den sparsamen Umgang mit Deponieraum und für das Recycling von
Baustoffen forderte. Dazu solle der Bundesrat die Einführung einer Lenkungsabgabe für
die Deponierung von Bauabfällen prüfen, da die all zu günstige Deponierung von
Abfällen und Aushubmaterialien den Anreiz für das Recycling von Baustoffen verringere.
Eine Kommissionsminderheit um Mike Egger (svp, SG) beantragte die Ablehung des
Postulats; der Bundesrat sprach sich hingegen für die Annahme aus.
Der Nationalrat debattierte in der Frühjahrssession 2022 über die Causa. Martina Munz
(sp, SH) führte für die Kommission aus, dass der Deponieraum in der Schweiz knapp sei;
die Kapazitäten vieler Deponien seien bereits ausgeschöpft und neue Deponien
stiessen aus Gründen des Konflikts mit der Landwirtschaft oder mit dem  Natur- und
Landschaftsschutz auf Kritik. Es sei daher geboten, eine Lenkungsabgabe zu prüfen,
wobei der Ertrag daraus zumindest teilweise zweckgebunden verwendet werden
könnte, um rezykliertes Material zu vergünstigen. Christine Bulliard-Marbach (mitte, FR)
ergänzte, dass der Bausektor bislang in den Beratungen der parlamentarischen Initiative
20.433 «Schweizer Kreislaufwirtschaft stärken», die eine Revision des
Umweltschutzgesetzes anstrebt, aussen vor gelassen worden sei. Die UREK-NR sei
jedoch der Ansicht, dass auch in diesem ressourcenintensiven Wirtschaftssektor noch
viel Potenzial für eine verstärkte Kreislaufwirtschaft stecke.
Mike Egger hingegen verwies auf zwei Studien, welche zum Schluss gekommen seien,
dass bis zu 80 Prozent der mineralischen Baustoffabfälle wiederverwertet würden, die
restlichen 20 Prozent seien grösstenteils nicht rezyklierbar. Zudem könne die
vorgeschlagene Lenkungsabgabe ganz einfach umgangen werden, indem die Bauabfälle
auf Deponien im grenznahen Ausland gebracht würden.
Simonetta Sommaruga, die sich für die Annahme des Postulats einsetzte,
beschwichtigte Mike Egger, indem sie erläuterte, dass es sich bei diesem Postulat
lediglich um einen Prüfauftrag handle. Es werde damit noch kein Vorentscheid für oder
gegen eine solche Lenkungsabgabe getroffen. Aber das Recycling von und der sparsame
Umgang mit Bauabfällen sei sicherlich ein Thema, das vertieft behandelt werden solle.
Im Anschluss an diese Worte nahm die grosse Kammer das Postulat mit 115 zu 66
Stimmen bei 4 Enthaltungen an. Die ablehnenden Stimmen stammten von der
geschlossen stimmenden SVP-Fraktion, der Hälfte der FDP.Liberalen-Fraktion sowie
von einigen Ratsmitgliedern der Mitte. 40
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Le Conseil fédéral a analysé l'opportunité d'introduire une taxe incitative sur
l'entreposage des déchets de chantier dans le cadre d'un rapport regroupant plusieurs
interventions relatives à la gestion des déchets. D'entrée de jeu, les autorités précisent
que l'introduction d'une telle taxe nécessiterait la création d'une base légale dans la Loi
sur la protection de l'environnement (LPE). Techniquement, il serait possible d'utiliser
le système de perception de taxe déjà en place pour l’assainissement des sites
contaminés. Se penchant sur la redistribution des recettes liées à cette possible
rentrée financière, le Conseil fédéral entrevoit plusieurs options, dont une
redistribution complète à la population ou une affectation partielle au soutien de
projets contribuant à la réduction des déchets issus du bâtiment. Pour élaborer des
scénarios, l'OFEV a analysé trois niveaux de taxe, mais arrive toutefois à la conclusion
que, quel que soit le taux, une taxe n'aurait que peu d'effet sur le pourcentage de
déchets de construction recyclés. De plus, cela renchérirait fortement le stockage
définitif des déchets non-recyclables. 41
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Rapport sur la gestion des déchets

Déchets

Le Conseil fédéral a publié un rapport sur la gestion des déchets dans le cadre d'une
réflexion sur l'économie circulaire faisant suite à l'acceptation de plusieurs objets
déposés au Parlement. Cinq interventions des député.e.s Bourgeois (plr, FR) (Po.
20.3062), Munz (ps, SH) (Po. 20.3090), Clivaz (vert-e-s, VS) (Po. 20.3727), Chevalley (pvl,
VD) (Po. 20.3110) et de la sénatrice Johanna Gapany (plr, FR) (Po. 20.4411) ainsi qu'une
de la CEATE-CN (Po. 21.4332) sont ainsi traitées simultanément. Le rapport est
fragmenté en deux parties principales. 
Tout d'abord, le Conseil fédéral revient sur la définition de l'économie circulaire – à
savoir, dans l'idéal, une fermeture des cycles des matières et des produits –, l'état de
celle-ci en Suisse et le cadre légal actuel. Premièrement, constat est fait que la
revalorisation des déchets est très variable selon les domaines. Ainsi trois quarts des
déchets de chantier sont valorisés, alors que seuls 26 pour cent des biodéchets le sont.
Deuxièmement, une étude diligentée par l'EPFZ montre qu'une part minime
d'entreprises (entre 8 et 12 pour cent) «s'attachent activement à évoluer dans le sens
d'une économie circulaire». Troisièmement, la population suisse est très gourmande en
ressources en comparaison internationale. C'est ainsi qu'avec 700 kg de déchets
urbains (ordures ménagères et collectes sélectives), la production de déchets par
habitant.e.s dépasse de 200 kg la moyenne des pays de l'OCDE. On observe une
augmentation de 27 pour cent de ces déchets depuis l'an 2000.
S'agissant de la législation suisse, la limitation et l'élimination des déchets sont inscrites
dans la Loi sur la protection de l'environnement (LPE) ; deux aspects au centre du
concept d'économie circulaire. Mais les cantons sont responsables de la gestion des
déchets et la Confédération a donc principalement un rôle de surveillance et de
coordination. La LPE n'est, cependant, pas la seule loi qui se préoccupe de l'économie
circulaire. En effet, tant la Loi sur l'aménagement du territoire (LAT) que celle sur les
produits chimiques (LChim) ou, encore, la Loi sur les marchés publics (LMP) sont
également concernées par cette problématique. A l'heure actuelle, l'initiative
parlementaire 20.433 représente la meilleure chance de progresser à ce sujet. La
proposition de loi – discutée au Parlement – souhaite un meilleur ancrage législatif du
concept d'économie circulaire. Le « pacte vert pour l’Europe » constitue, de plus, pour
la Suisse et ses entreprises, une opportunité. Une prise en compte de ces évolutions
économiques et écologiques au niveau européen permettra d'éviter que des barrières
commerciales soient, de facto, érigées. 
Dans la deuxième partie du rapport, les autorités reviennent sur les diverses possibilités
qui permettraient de renforcer l'économie circulaire, en prenant appui sur les
différentes interventions parlementaires. Le Conseil fédéral analyse, tout d'abord,
l'opportunité d'utiliser un nouvel indicateur servant à mesurer l'efficacité de
l'économie circulaire, développé par l'EPFZ. Il se penche, ensuite, sur les installations
de traitement des déchets et leur développement du point de vue de l'aménagement
du territoire. Dans une troisième sous-partie, le rapport s'attarde sur différents types
de déchets et sur les stratégies qui permettraient de réduire leur quantité, que ce soit
les déchets issus du bâti et l'introduction d'une taxe à cet effet, le problème du
gaspillage alimentaire ou celui des textiles et produits invendus. 42
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